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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

19.01.2016 

Geschäftszahl 

Ra 2015/01/0225 

Betreff 

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident Dr. Blaschek sowie den Hofrat 
Dr. Hofbauer und die Hofrätin Dr. Reinbacher als Richter, im Beisein der Schriftführerin Mag.a Schweda, über 
die Revision der revisionswerbenden Partei G S in W, vertreten durch Dr. Gustav Eckharter, Rechtsanwalt in 
1070 Wien, Museumstraße 5/15, gegen das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 10. September 2015, 
Zl. W124 1305110-3/13E, betreffend eine Angelegenheit nach dem Asylgesetz 2005, den Beschluss gefasst: 

Spruch 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung 

Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulässig, wenn 
sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das 
Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt 
oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht 
einheitlich beantwortet wird. 

Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegen der Voraussetzungen des Art. 133 
Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung mit Beschluss 
zurückzuweisen. 

Nach § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses 
auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Hat das Verwaltungsgericht im 
Erkenntnis ausgesprochen, dass die Revision nicht gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist, hat die Revision 
gemäß § 28 Abs. 3 VwGG auch gesondert die Gründe zu enthalten, aus denen entgegen dem Ausspruch des 
Verwaltungsgerichtes die Revision für zulässig erachtet wird (außerordentliche Revision). 

Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulässigkeit der Revision 
gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht 
gebunden. Die Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat der 
Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu 
überprüfen. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat im angefochtenen Erkenntnis ausgesprochen, dass die Revision gemäß 
Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig ist. Die Zulässigkeit der vorliegenden außerordentlichen Revision hat der 
Verwaltungsgerichtshof daher im Rahmen der dafür in der Revision vorgebrachten - und gesondert 
darzustellenden - Gründe zu überprüfen. 

Die Revision wendet sich in der Zulassungsbegründung ausschließlich gegen die vorgenommene 
Interessenabwägung im Sinn des Art. 8 EMRK. Dazu ist auf die ständige Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes zu verweisen, wonach eine unter Bedachtnahme auf die jeweiligen Umstände des 
Einzelfalls in Form einer Gesamtbetrachtung durchgeführte Interessenabwägung im Sinn des Art. 8 EMRK im 
Allgemeinen - wenn sie auf einer verfahrensrechtlich einwandfreien Grundlage erfolgte und in vertretbarer 
Weise im Rahmen der von der Rechtsprechung entwickelten Grundsätze vorgenommen wurde - nicht revisibel 
im Sinn des Art. 133 Abs. 4 B-VG ist (vgl. etwa die hg. Beschlüsse vom 2. September 2015, 
Zl. Ra 2015/20/0023, vom 17. Juli 2015, Zl. Ra 2015/20/0145, und vom 29. April 2015, Zl. Ra 2014/20/0093). 
Soweit der Revisionswerber diesbezüglich in mehrfacher Hinsicht ein Abweichen von der "aktuellen Judikatur" 
behauptet, wird nicht konkret - unter Angabe zumindest einer nach Datum und Geschäftszahl bezeichneten 
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Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes - angegeben, von welcher Judikatur das Bundesverwaltungsgericht 
nach Ansicht des Revisionswerbers abgewichen sein soll (vgl. den hg. Beschluss vom 6. Oktober 2015, 
Zl. Ra 2015/02/0187). Soweit der Revisionswerber für seinen Standpunkt in der Zulassungsbegründung pauschal 
auf Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofes verweist (genannt werden die hg. Erkenntnisse jeweils vom 
10. Dezember 2013, Zl. 2012/22/0151, Zl. 2012/22/0204, Zl. 2012/22/0267, Zl. 2013/22/0229, Zl. 2013/22/0231, 
Zl. 2013/22/0242, sowie vom 26. Februar 2015, Zl. Ra 2014/22/0025), wird damit schon deshalb keine 
Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung aufgezeigt, weil nicht konkret dargelegt wird, dass der der 
angefochtenen Entscheidung zu Grunde liegende Sachverhalt einem der von ihm ins Treffen geführten 
hg. Erkenntnisse gleicht, das Bundesverwaltungsgericht im gegenständlichen Fall dennoch anders entschieden 
hätte und damit von der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abgewichen wäre (vgl. etwa 
den hg. Beschluss vom 23. April 2015, Zl. Ra 2015/07/0031, mwN). 

Ausgehend von den zur Zulässigkeit der außerordentlichen Revision vorgebrachten Gründen werden in der 
Revision daher keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche 
Bedeutung zukäme. 

Die Revision war daher gemäß § 34 Abs. 1 VwGG ohne weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung mit 
Beschluss zurückzuweisen. 

Wien, am 19. Jänner 2016 


